Absender

An die
Geschäftsführung der
ALG-II-Antragsstelle
Straße

PLZ Ort 

Datum Tag/Monat/Jahr

BG-Nummer XXXXXXXXXXX 


1. Überprüfungsantrag 
nach § 44 SGB X Ihres/r Bescheid/e vom Tag/Monat/Jahr (2004/2005) 
sowie dem Bescheid über Fortzahlung vom Tag/Monat/Jahr


2. Auskunft und Beratung 
nach §§ 13, 14, 15, 16 Satz 3, 17 SGB I i.V.m. §§ 20, 33, 35, 44 SGB X; 
Hinweis auf Art. 34 GG; § 839 BGB

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wie ich leider erst jetzt feststellen konnte, haben Sie mir den Zuschlag für Alleinerziehende nicht gewährt. Somit haben Sie nicht die §§ 13 – 17 SGB I ernst genommen und mir sowie meinen/meinem Kind/ern  einen erheblichen finanziellen Schaden zugefügt. Deshalb fordere ich Sie auf, mir die zustehenden Leistungen rückwirkend ab dem …… zu gewähren und Ihre/n rechtswidrig nicht begünstigenden Verwaltungsakte zurück zu nehmen. 
Begründung 

Überprüfung des Zuschlages für Alleinerziehende: 

1. Die Pflicht zur Beratung, zur verständnisvollen Förderung der Hilfebedürftigen stellt eine Amtspflicht i.S.d. Art. 34 GG, § 839 BGB dar, die der Leistungsträger gegenüber dem Hilfebedürftigen hat (vgl. BGH, NVwZ 1997, 1243; BSG, 7 RAr 50/93 , SozR 3-1200 § 14 Nr. 13). Im Falle der schuldhaften Verletzung und eines hierdurch kausal verursachten Schadens besteht unter den weiteren Voraussetzungen ein entsprechender Schadensersatzanspruch. 


2. § 21 Abs. 3 SGB II sieht Leistungen für Mehrbedarfe Alleinerziehender  vor. Auf die Leistung besteht ein Rechtsanspruch. Das Gesetz setzt ein Zusammenleben mit mindestens einem minderjährigen Kind voraus. Alleinerziehend sind Personen, die tatsächlich allein für die Erziehung und Pflege ihrer minderjährigen Kinder im gemeinsamen Haushalt sorgen. Ein Indiz dafür ist ein Anspruch des Elternteils in Höhe der vollen Eckregelleistung. 


3. Abs. 3 Nr. 1 erkennt einen Mehrbedarf in Höhe von 36% der maßgebenden Regelleistung an, wenn der/die Alleinerziehende  mit einem Kind unter sieben Jahren lebt. Dasselbe gilt, wenn der Alleinerziehende  mit mehreren Kindern unter 16 Jahren zusammenlebt, dabei ist es nicht erforderlich, dass ein Kind davon unter sieben Jahre alt ist. Der Mehrbedarf von 36% entspricht der rechnerischen Betreuung von drei minderjährigen Kindern (je Kind 12%). Die Leistung beläuft sich beim vollen Eckregelsatz West auf 124,20 EUR - gerundet 124,00 EUR -, beim vollen Eckregelsatz Ost auf 119,16 EUR, gerundet 119,00 EUR. Ein Mehrbedarf von 36% darf auch dann nicht überschritten werden, wenn drei Kinder unter sieben Jahren im Haushalt des Alleinerziehenden  leben; nach Abs. 3 Nr. 2 ergibt sich auch kein höherer Mehrbedarf. Ein höherer Mehrbedarf als 12% der maßgebenden Regelung je Kind errechnet sich nur, wenn tatsächlich ein Kind unter sieben Jahren oder zwei Kinder unter 16 Jahren im Haushalt des Alleinerziehenden  leben.

Sie haben in Ihren Bescheiden beispielsweise von Anfang an den Zuschlag für Alleinerziehende nicht berücksichtigt. 

Aus den vorgenannten Gründen beantrage ich, mir die zustehenden Leistungen unter Berücksichtigung der zuvor genannten Nr. 1 bis 3 rückwirkend bis zum Tag/Monat/Jahr (Datum der Erstbewilligung, z.B. 01.01.2005) in voller Höhe zu bewilligen. 



Ihren rechtsmittelfähigen Bescheid erwarte ich bis 
14 Tage nach Zugang dieses Schreibens


Sollten Sie meinem Antrag nicht entsprechen, bitte ich um ausführliche Begründung unter Berücksichtung aller relevanten Vorschriften des Sozialgesetzbuches.

Hierauf besteht Anspruch. So entspricht die Begründungspflicht bei belastenden Verwaltungsakten dem rechtsstaatlichen Grundsatz, wonach der Bürger Anspruch auf Kenntnis der Gründe hat, weil er nur dann seine Rechte sachgemäß verteidigen kann (BVerfGE 6, 44; 40, 286; 49, 66; BSG, Urteil vom 10.06.1980 - 4 RJ 103/79).

Entsprechend den Anforderungen gemäß §§ 33, 35 Abs. 1 SGB X sind in der Begründung die wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen Gründe anzugeben, die die Behörde zur Entscheidung bewogen haben. Die Behörde ist ebenfalls verpflichtet, bei Ermessungsentscheidungen die Gesichtspunkte der pflichtgemäßen Ermessungsausübung darzulegen. 
Sollte ich bis zum o. g. Zeitpunkt nichts von Ihnen hören, gehe ich davon aus, dass Sie vorhaben mir und meinem/meinen Kindern Rechtsansprüche vorzuenthalten und dies von Anfang der Bewilligung auch bewusst vorgenommen haben. Ich werde dann entsprechende sozialgerichtliche Schritte einleiten. Außerdem werde ich das Gericht bitten, dass dieses eventuelle Verletzungen des § 339 StGB  überprüft und entsprechende Maßnahmen einleitet. 


Ich bitte um Eingangsbestätigung




Gez. ………………………….
(Unterschrift)

